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Mitarbeiter des Fachbereichs 
Strahlenschutz und Gesund-
heit des Bundesamtes für 
Strahlenschutz (BfS) in Neu-
herberg bei München haben 
im November 2008 im British 
Journal of Cancer weitere Er-
gebnisse ihrer Uranbergarbei-
ter-Kohortenstudie veröffent-
licht. Sie analysierten die Da-
ten im Hinblick auf die Frage, 
ob das aus der Uranzerfalls-
reihe stammende radioaktive 
Edelgas Radon in der Umge-
bungsluft auch andere Krebs-
erkrankungen als Lungenkrebs 
verursacht. Erfaßt wurden 
58.987 Männer, die zwischen 
1946 und 1989 mindestens 6 
Monate lang bei der früheren 
Sowjetisch-Deutschen Uran-
bergwerksgesellschaft SDAG 
Wismut in Sachsen und Thü-
ringen beschäftigt waren. Ins-
gesamt wurden im Beobach-
tungszeitraum von 1960 bis 
2003 20.684 Sterbefälle ver-
zeichnet. Die Sterblichkeits-
raten (Mortalität) für 24 ver-
schiedene Krebsarten wurden 
dabei mit den nationalen 
Sterblichkeitsraten verglichen, 
unterschieden nach Lebensal-
ter und Kalenderjahr. Die Ge-
samtzahl der beobachteten 
Sterbefälle (O) durch Krebs-
erkrankungen außerhalb der 
Lunge lag den Autoren zufol-
ge nahe bei der Zahl der zu 
erwartenden (E) Fälle (n = 
3.340, O/E = 1,02; 95%-Ver-
trauensbereich CI: 0,98-1,05). 
Statistisch signifikante Erhö-
hungen der Sterblichkeit wer-
den für Magenkrebs (O/E = 
1,15; 95%-CI: 1,06-1,25) und 
Leberkrebs (O/E = 1,26; 95%-
CI: 1,07-1,48) angegeben. 
Beim Krebs der Zunge, des 
Mundes, der Speicheldrüsen 
und des Kehlkopfes zusam-
mengefaßt (O/E = 0,80; 95%-

CI: 0,65-0,97) und bei Bla-
senkrebs (O/E = 0,82; 95%-
CI: 0,70-0,95) berichten die 
Autoren von einer bedeutsa-
men Abnahme der Sterblich-
keit. Eine statistisch signifi-
kante Beziehung des zusätzli-
chen relativen Risikos (ERR) 
zur kumulativen Radon-Expo-
sition in working level month 
(WLM) wurde für alle Krebs-
erkrankungen der Lunge ge-
funden (ERR/WLM = 0,014 
%; 95%-CI: 0,006-0,023%). 
Bei den meisten Krebsarten 
zeigte sich auch eine positive 
Expositions-Wirkungsbezie-
hung, erklären die Autoren, 
die jedoch nicht signifikant 
war oder nicht signifikant 
wurde, wenn man sie um an-
dere Einflußfaktoren wie Ar-
sen oder Staub bereinigte. Die 
vorliegenden Daten böten 
deshalb einige Belege für eine 
mit dem Radongas zusam-
menhängende Zunahme des 
Risikos für Krebserkrankun-
gen auch außerhalb der Lun-
ge, meinen die Autoren des 
BfS, wollen jedoch auch den 
Zufall und andere Einfluß-
faktoren nicht ausschließen. 
Alle fünf Jahre sollen weitere 
Ergebnisse der bis 2030 ange-
legten Langzeitstudie vorge-
stellt werden.

Kommentar: Wird für die 
Ermittlung des Erkrankungsri-
sikos wie auch hier geschehen 
nicht die Häufigkeit der Er-
krankung selbst (Inzidenz), 
sondern die Sterblichkeit 
(Mortalität) verwendet, so ist 
ein fehlerhaftes Ergebnis vor-
programmiert. Denn die 
Krebssterblichkeit ist von ei-
ner Vielzahl von Faktoren ab-
hängig, wie der Erkrankungs-
häufigkeit (Inzidenz), der 
Überlebenswahrscheinlichkeit, 

die sich bei unterschiedlichen 
Krebsarten stark unterschei-
det, dem Stadium der Krebs-
erkrankung bei Diagnosestel-
lung, der Qualität der ange-
wandten Therapie und der 
Nachsorge, dem sozialen Sta-
tus des Patienten. Nur bei we-
nigen Krebsarten, bei denen 
wegen ihrer Bösartigkeit die 
Diagnosestellung praktisch 
auch schon das Versterben an 
dieser Krebsart bedeutet, kann 
die Mortalität anstelle der In-
zidenz zur Beurteilung heran-
gezogen werden. Dazu gehö-
ren neben dem Lungenkrebs 
der Magen- und der Leber-
krebs, für die allein in dieser

Seit dem 1. Januar 2009 ist 
das Bundesamt für Strahlen-
schutz (BfS) Betreiber der 
Schachtanlage Asse II bei 
Wolfenbüttel. Mit Gründung 
einer bundeseigenen „Asse 
GmbH“ für die Betriebsfüh-
rung der Schachtanlage und 
dem Übergang der erforderli-
chen Genehmigungen vom 
Helmholtz-Zentrum München 
auf das Bundesamt für Strah-
lenschutz könne der Betrei-
berwechsel wie geplant voll-
zogen werden, erklärt das 
Bundesumweltministerium in 
einer gemeinsam mit dem 
Niedersächsischen Ministeri-
um für Umwelt und Klima-
schutz veröffentlichten Pres-
semitteilung vom 30. Dezem-
ber 2008. Ursache für den 
Betreiberwechsel waren skan-
dalöse Mängel in der bisheri-
gen Führung des Betriebes der 
Schachtanlage Asse II durch 
das Helmholtz-Zentrum Mün-
chen sowie in der Führung des 
Schließungsverfahrens durch 
das niedersächsische Ministe-
rium. Außerdem gab es Pro-
bleme bei der Kommunikation 
zwischen den zuständigen Be-
hörden. Durch den jetzt voll-

zogenen Betreiberwechsel soll 
auch der Weg frei sein für 
eine Stilllegung der Asse nach 
dem Atomrecht. Damit ist der 
Streit über das richtige Ver-
fahren zur Stilllegung der 
Asse nach Aussage des BMU 
beendet, die in der Vergan-
genheit aufgetretenen Defizite 
könnten zukünftig vermieden 
werden und die dringlich zu 
klärenden Sicherheitsfragen 
stünden wieder im Vorder-
grund. Von zentraler Bedeu-
tung bei den weiteren Arbei-
ten werde die Realisierung ei-
nes Schließungskonzeptes 
sein, das eine radioaktive 
Kontamination des Lebens-
raumes um die Schachtanlage 
Asse II jetzt und in der Zu-
kunft vermeiden helfen soll, 
heißt es.

Tätigkeit der Gesellschaft 
zum Bau und Betrieb von 
Endlagern näher beleuch-
ten

Die Tätigkeit der Deutschen 
Gesellschaft zum Bau und 
Betrieb von Endlagern für Ab-
fallstoffe mbH (DBE) ist Ge-
genstand einer Kleinen An-
frage (16/11121) der Grünen 
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Studie auch prompt eine Risi-
koerhöhung festgestellt wur-
de. Ein weiterer Kritikpunkt 
an der Studie ist, daß die Au-
toren ungeprüft die Angaben 
der Wismut über die Bela-
stungen der Bergleute über-
nommen haben. Th.D.

Michaela Kreuzer, L. Walsh, M 
Schnelzer, A. Tschense, B. Gro-
sche (Federal Office for Radia-
tion Protection): Radon and risk 
of extrapulmonary cancers: re-
sults of the German uranium 
miners’ cohort study, 1960-2003, 
British Journal of Cancer (2008), 
1-8, www.nature.com/bjc/journal/
v99/n11/abs/6604776a.html 

Atommüll-Lager

Bundesamt für Strahlen-
schutz ist jetzt Betreiber 
der Asse

http://www.nature.com/bjc/journal/
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Bundestagsfraktion an die 
Bundesregierung. Die Gesell-
schaft betreibe im Auftrage 
des Bundesamtes für Strahlen-
schutz (BfS) die Endlager für 
Atommüll in Deutschland. 
Während die DBE zunächst in 

Bundeseigentum gestanden 
habe, sei sie nunmehr ein pri-
vatrechtliches Unternehmen. 
Haupteigentümer des DBE sei 
die Gesellschaft für Nuklear-
service mbH, die wiederum 
hauptsächlich den Energiever-

sorgungsunternehmen und 
Kernkraftwerksbetreibern 
EON, RWE und Vattenfall 
Europe gehörten. Zwei Drittel 
des Haushaltes des BfS 
flössen laut einem Magazinbe-
richt an die DBE. Die Zu-

sammenarbeit zwischen BfS 
und der DBE erfolge auf der 
Grundlage mehrerer Verträge, 
insbesondere auf einem mehr-
fach geänderten Kooperati-
onsvertrag, so die Grünen. 

DU-Munition

„Todesstaub“
Mit einem Sechs-Punkte-An-
trag reagierte die Bündnis-
grüne Bundestagsfraktion auf 
einen offenen Brief der Pritz-
walker Initiative „Gesicht zei-
gen“. Deren Mitglieder hatten 
im Herbst 2008 zum zweiten 
Mal Adressaten in Berlin an-
geschrieben, um die Ächtung 
von DU-Munition zu errei-
chen. Die Munition ist mit ab-
gereichertem Uran (depleted 
uranium, DU) versetzt, um 
eine höhere Durchschlagskraft 
der Geschosse zu erzielen. 
Der radioaktive Staub, der bei 
Treffern freigesetzt wird, kann 
zu gesundheitlichen Schäden 
auch bei der Zivilbevölkerung 
führen. Die Verfasser des 
Briefes um den ehemaligen 
Pfarrer Ulrich Preuß stützen 
sich auf Aussagen unter ande-

rem der Professoren Siegwart-
Horst Günther und Albrecht 
Schott, für deren Arbeit sie 
Unterstützung fordern. Es sei 
bedauerlich, daß Forschung in 
diesem Bereich von Privat-
leuten finanziert werden muß, 
meint Preuß.
Die Fraktion der Bündnisgrü-
nen verweist darauf, daß DU-
Munition eigentlich bereits 
unter das Verbot von Kampf-
mitteln fällt, deren Wirkung 
nicht begrenzt werden kann 
und die militärische Ziele 
ebenso wie Zivilpersonen tref-
fen können und fordert trotz-
dem neben internationalen 
Untersuchungen in ihrem An-
trag unter anderem ein welt-
weites ausdrückliches Verbot 
von DU-Munition. Auch der 
Rückzug der deutschen Sol-
daten aus gefährdeten Gebie-
ten hätte gefordert werden 
können, meint Preuß dazu.

Trotz mehrjähriger Proteste

hat die deutsche Bundesregie-
rung Fortschritte zur Ächtung 
der Uranmunition bisher blok-
kiert. Die Munitionsart, die 
außergewöhnliche Zerstö-
rungskraft besitzt und daher 
von NATO-Mitgliedern in 
sämtlichen größeren Kriegen 
seit Beginn der 1990er Jahre 
eingesetzt worden ist, ruft ern-
ste Kontaminationen in ihren 
Einsatzgebieten hervor. Nach 
Erkenntnissen westlicher Mi-
litärexperten sind davon Hun-
derttausende, womöglich Mil-
lionen Menschen an den 
Schauplätzen westlicher 
Kriegsinterventionen betrof-
fen: im Irak, im früheren Ju-
goslawien und in Afghanistan.

Die Bundesregierung bestrei-
tet bislang Verbindungen zwi-
schen dem Einsatz von Uran-
munition und Erkrankungen, 
zumal sich die Vorwürfe auch 
auf Kriege mit deutscher Be-
teiligung beziehen und über-

wiegend Bündnispartner der 
Bundesrepublik betreffen. Zu-
dem waren deutsche Rü-
stungskonzerne und die Bun-
deswehr in die Entwicklung 
und Erprobung von Uranmu-
nition involviert. Ein deut-
sches Gericht beschwerte sich 
darüber, von der Bundeswehr 
bei der Aufklärung von Vor-
würfen, Uranmunition sei in 
Deutschland in erheblichem 
Umfang getestet worden, ge-
täuscht worden zu sein. „Die 
Bundeswehr wird weiterhin 
die Aufklärung behindern und 
damit Menschenleben gefähr-
den“, vermutet deshalb der 
Dokumentarfilmer Frieder 
Wagner, der sich seit Jahren 
mit dieser Thematik befaßt, 
im Gespräch mit German-
Foreign-Policy.com. Mehr da-
zu im Internet unter http:/ 
www.german-foreign-policy. 
com/de/fulltext/57423 

Die bulgarischen Atomkraft-
gegner Petko Kovatchev und 
Albena Simenova haben im 
Dezember 2008 Morddrohun-
gen wegen ihres Engagements 
gegen das geplante Atom-
kraftwerk Belene erhalten. 
Beide wurden gewarnt, daß 
ihr Leben in Gefahr sei, wenn 
sie ihr Engagement gegen 
Belene fortsetzen.
Albena Simenova erhielt da-
nach noch einen Anruf mit 
dem Hinweis, daß sie alle für 
den Tag geplanten Aktivitäten 

abblasen solle, wenn sie 
abends noch leben wolle. Für 
die 44-jährige ist dies keine 
neue Erfahrung, die promi-
nente Umweltschützerin wur-
de bereits 2005 wegen ihres 
Engagements gegen Belene 
bedroht. Die Biobäuerin enga-
giert sich seit Mitte der 1980er 
Jahre gegen das Belene-Pro-
jekt und war maßgeblich am 
Aufbau der bulgarischen 
Umweltbewegung nach Ende 
des Kommunismus beteiligt. 
Für ihr Engagement erhielt sie 

1996 den renommierten 
Goldman Umwelt Preis. 
„2005 blieb es nicht nur bei 
Morddrohungen; es gab auch 
zwei Anschläge auf Albena“, 
erklärt Jan Haverkamp, Mit-
tel- und Osteuropa-Experte 
von Greenpeace. „Auch dies-
mal sind wir sehr besorgt. 
Auffällig ist, daß die Drohun-
gen jetzt kommen, wo Albena 
zahlreiche Gespräche mit lo-
kalen Bürgermeistern führt, 
die beginnen, sich ebenfalls 
gegen Belene zu engagieren.“
Die Bürgermeister hatten sich 
Anfang Dezember 2008 mit 
der Bitte an RWE gewandt, 
nicht als strategischer Investor 
bei Belene einzusteigen, weil 
es zu viele Bedenken gegen 
das Projekt gibt. „RWE be-
hauptet, daß Sicherheit oberste 
Priorität habe und dies auch 
für internationale Projekte 

gelte“, erklärt Heffa Schück-
ing, Geschäftsführerin der 
Umwelt- und Menschen-
rechtsorganisation Urgewald. 
„Nach unserer Bitte, beim 
bulgarischen Innenminister 
vorstellig zu werden, um sich 
für den Schutz der Atomkraft-
gegner einzusetzen, hat sich 
RWE jedoch nicht zurückge-
meldet. Offenbar fühlt sich 
der Konzern hier nicht zustän-
dig“, berichtet Schücking. „Es 
ist uns ein Rätsel, wie RWE 
bei einem Projekt wie Belene 
hohe Sicherheitsstandards ga-
rantieren will, wenn in Bulga-
rien Projektkritiker um ihr 
Leben fürchten müssen“, fügte 
sie hinzu.
Korruption und Bedrohung 
gehören in Bulgarien zum po-
litischen Alltag und ist Praxis 
auch höchster Kreise. In 2007 
etwa mußte Wirtschafts- und 
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Morddrohung gegen 
bulgarische AKW-Gegner
RWE unterschrieb Vertrag über einen Einstieg in das 
Atomkraftwerk Belene und fühlt sich nicht zuständig.


